risilegirte 22 


eee e ee e. 
mentöpreie 8 


an. 
org 8 Für Stettin — druckerel von — eng 
viertellährlicher Abonne Stettin 1 Thlr. 10 Sgr., Redaktion und Expedition ebenbafelbf, 1 
— — Juſertionspreis Für pe Patel. 1 Sgr. 


Für Pommern und das übrige Deutichland 1 Thlr. 17% Sgr. 


outag den 28. März 


Zur Nachricht. 


Ich habe heute Morgen ein Probeblatt der 

„Neuen Stettiner Zeitung“ an die bis⸗ 

herigen Abonnenten der von mir redigirten „Privilegirten Stet⸗ 

tiner Zeitung verſandt. Die Expeditionen innerhalb der 

Stadt, ſowie die königlichen Poſtämter werden da®- 

ſelbe den Abonnenten aushändigen oder bereits ausgehändigt 

haben. Ich bemerke, daß die Kours⸗ und wichtigſten Handels⸗ 

nachrichten, ſo wie Feuilleton, demnächſt ebenſo in der „Neuen 

Stettiner Zeitung“ wie bisher in der von mir redigirten 
Privilegirten Stettiner Zeitung zu finden ſein werden. 

So lade ich wiederholt zum Abonnement auf die „Neue 
Stettiner Zeitung“ zum 1. April ein. Der Pränumerations⸗ 
preis iſt vierteljährlich für Stettin 1 Thlr. 10 Sgr., mit 
Botenlohn 1 Thlr. 17 Sgr. 6 Pf., für Deutſchland 1 Thlr. 
17 Sgr. 6 Pf. Die Expeditionen in der Stadt, bei denen auf 
die „Neue Stettiner Zeitung“ abonnirt werden kann, ſind die⸗ 
ſelben geblieben, wie bisher und den Leſern bekannt. 


vom 14. Januar d. J. den beiden Häuſern des Landtags vor⸗ 
gelegten Staats haushalts-Elat gentſpricht den beſtehenden, ſowohl 
vor Emanirung der Verfaſſungs Urkunde als vom Jahre 1849 
an beobachteten Rechnungs⸗ und Etats⸗Vorſchriften, — ohne 
daß zur Verordnung dieſer Einnahmen für die Ausgaben des 
Jahres 1858 eine vorgängige Einbringung eines beſonderen 
Geſetzes für erforderlich zu erachten iſt, — da ſich vielmehr die 
Mitwirkung der beiden Häuſer des Landtags lediglich nach den 
Vorſchriften der Verfaſſung über die Feſtſtellung des Staats⸗ 
haushalts⸗Etat (Art. 99, vgl. Art. 62 Alin. 3 der Verf.⸗Urk.) 
zu regeln hat.“ — Nach einer kurzen Bemerkung des Bericht⸗ 
erſtatters Abg. Dr. Schubert wird, da ſich Niemand zum Worte 
meldet, die Diskuſſion geſchloſſen. Vom Abg. v. Roſenberg⸗ 
Lipinsfy iſt der Antrag auf namentliche Abſtimmung geſtellt. 
Der Autrag wird ausreichend unterſtützt. Abg. v. Mallinckrodt: 
Er bitte um die Erlaubniß, feine nachherige Abſtimmung kurz 
motiviren zu dürfen. 


Abg. v. Vincke (Hagen): Dies ſei nicht zuläffig, da die 


Direktionen einzurichten, ein ſehr ausgedehnterß Gebrauch ge⸗ 
macht ſei; doch habe die frühere Staatsregierung nicht gethan, 
was nicht die Zuſtimmung der Legislatur erhalten. (Bravo 
links; Ziſchen rechts.) Es ſei zwar der Satz aufgeſtellt, Zah⸗ 
len entſcheiden; das könne ſich nur auf die politiſche Arithmetif, 
nicht auf das praktiſche Leben beziehen. Er habe die frühere 
Verwaltung nur gegen zu harte Anſchuldigungen vertheidigen 
wollen. (Bravo links; Ziſchen rechts.) 


Beim Dispoſitionsfond für die höhere Polizei richtet der 
Abg. v. Vincke (Hagen) die Aufmerkſamkeit der Regierung auf 
anſcheinend ſubventionirte Provinzialblätter. Er erkenne es mit 
Befriedigung an, daß den meiſten Provinzialblättern die Sub⸗ 
vention entzogen ſei. Doch müſſe es Befremden erregen, wenn 
Provinzialblätter noch ſubventlonirt werden, von höheren Beam⸗ 
teu redigirt werden, um dann die Regierung, die Miniſter per⸗ 
lönlich anzugreifen. Da ſei in Königsberg i. Pr. ein „Preu⸗ 
ßiſches Volksblatt“, welches 4 Sgr. pro Quartal koſte und 
wöchentlich erſcheine. Es könne nicht auf eigenen Füßen ſtehen, 


Diskuſſion bereits geſchloſſen ſei; er bedauere ſehr, daß der [müſſe daher ſubventionirt werden. Der Charakter dieſes Blat⸗ 
2 — Abg. v. Mallinckrodt ſich nicht vor dem Schluß der Diekuffion | tes aber ſei regierungefeindlich. Der Redner verlieſt einige 
Deutſchland. zum Wort gemeldet habe, da das Haus ihn gewiß ſehr gern | Kraftſtellen des Blattes. Dleſe enthalten die Behauptung, daß 


gehört haben würde (Heiterkeit). Abg. v. Mallinckrodt ver⸗ 
ſpricht, wirklich nicht mehr als höchſtens 10 Worte zur Moti⸗ 
virung ſeiner Abſtimmung zu ſagen (Heiterkeit), und bittet, ihm 
das Wort zu geſtatten. — Das Haus beſchließt, daß keine Dis⸗ 
kuſſion mehr ſtattfinden dürfe. — Der Kommiſſionsantrag wird 
darauf bei namentlicher Abſtimmung mit 231 gegen 55 Stimmen 
angenommen; dafür ſtimmen: die Rechte, die Miniſter, die 
polniſche Fraktion, der größte Theil des Centrums, z. B. die 
Abgg. Kevenig, Reichenſperger (Köln), Zumloh (Warendorf), 

i A. die Abgg. von Roſenberg⸗Lipinsky, 
Schmückert, v. Benda, v. Dietrichs, v. Eckardſtein; da gegen 
die Fraktionen Blanckenburg, Arnim und Pückler und von der 
Fraktion des Centrums u. A. v. Mallinckrodt, Oſterrath, Schlü⸗ 
ter, Schmidt (Paderborn), Schmidt (Arnsberg), Zumloh (Mün⸗ 
ſter), Dr. Haſenclever, Aldenhoven, Titz. 


Bei der darauf folgenden Berathung über die einzelnen 
Poſitlonen des Etats erklärt Abg. v. Prittwitz: Er habe gegen 
den Kommiſſions⸗Antrag geſtimmt, weil er denſelben für eine 
Demonſtration gegen einen gleich berechtigten Faktor gehalten 
habe. Der Präfident bittet, bei der Sache zu bleiben. — 
Auf den Antrag des Abg. v. Tettau wird über die einzelnen 
Titel des Etats beſonders abgeſtimmt; Titel 1. und IL, werden 
einſtimmig, Titel III. im Betrage von 1,500,000 Thlr., worin 
die mehrerwähnten 1,300,000 Thir. Ueberſchüſſe enthalten ſind, 
mit ſehr bedeutender Majorttät genehmigt (dagegen nur die 
Fraktion Arnim und Blanckenburg). 


Es folgt die Verathung des Berichts der Budgetkommiſſion 
über den Etat des Miniſterti des Innern, aus welchem 
ſeiner Zeit ausführliche Mittheilungen gemacht ſind. Bericht⸗ 
erſtatter Abg. Duncker: Schon in früheren Jahren ſeien in 
dieſem Hauſe Klagen laut geworden, daß die Etats des Mini⸗ 
fterit des Innern von Jahr zu Jahr ſtiegen. Während die 
Staatsausgaben im Ganzen um 50 Proc. geſtiegen, hätten ſich 
die Ausgaben des Miniſteriums des Innern in derſelben Zeit 
(von 1848 bis 1856) um 65 Proc. geſteigert; die Etatsüder⸗ 
ſchreitungen beliefen ſich im Allgemeinen in den Jahren 1853 
bis 1856 auf 6 Proc.; für das Miniſterium des Innern ſeien 
fie 1856 auf 21 Proc, geftiegen. Sei nun auch zugegeben, daß 
dieſe Steigerung bei einzelnen Poſitionen, z. B. dei den Straf⸗ 
anſtalten, in den Verhältniſſen gelegen habe, ſo hinge ſie doch 
bei andern Zweigen mit den Grundſätzen der Verwaltung zu⸗ 
ſammen, und die wachſende Laſt der Ausgaben habe ſchon frü⸗ 
her ſelbſt bei den Abgeordneten, die damals die Regierung un⸗ 
terſtützten, den Wunſch laut werden laſſen, daß in den Verwal⸗ 
tungsmaximen eine Aenderung eintreten möge. Zwar ſei nun 
überall die beſſernde Hand angelegt; der Dispofitionsfonds für 
die höhere Polizei z. B. ſei um 14,000 Thlr. ermäßigt, und 
aus Rückſicht auf dieſe guten Intentionen der Regierung, ſo 
wie auf den Umſtand, daß die jetzigen Miniſter erſt im Etats⸗ 
jahre angetreten hätten, fei von der Kommiſſion in Bezug auf 
die Abſetzung einzelner Poſitlonen die größte Mäßigung beobach⸗ 
tet worden, aber es ſei doch zu wünſchen, daß die Uebereinſtim⸗ 
mung, welche ſich zwiſchen der Regierung und der Budgetkom⸗ 
miſſion in ſo erfreulicher Weiſe gezeigt habe, künftig auch in 
Erſparniſſen ſich kundgebe. Die Kommiſſion wolle mit ihren 
dahin gerichteten Anträgen die Regierung in ihren reformatori⸗ 
ſchen Beſtrebungen unterſtützen. 


Der Minifter des Innern bedankt ſich für das Vertrauen, 


Berlin, 27. März. 

— Wie den „Hamb. Nachr.“ von hier telegraphirt wird, 
ſoll vom Wiener Kabinet die Zuziehung der italieniſchen Staa⸗ 
ten, mit denen Oeſterreich Spezialverträge geſchloſſen, zum 
Kongreß der Großmächte, eventuell ein beſonderer Kongreß 
Oeſterreichs und der italienifchen Staaten, in Betreff diefer 
Spezialverträge, der dem erſten allgemeinen Kongreſſe folgen 
würde, befürwortet werden. 

— Von der Gemeinde⸗Kommiſſion des Hauſes der Ab⸗ 


die Landesvertretung in dieſer Seſſion bereits 100,000 Thlr. 
gekoſtet; dann wird der Debatte über die freie Gemeinde ge⸗ 
dacht und die entgegenkommenden Erklärungen der Miniſter, 
namentlich des Kultusminiſters lächerlich gemacht. Nur der 
Juſtizminiſter (Gelächter) habe noch einige Bedenken gehabt; 
dann wird den Abgeordneten der Rath ertheilt, daß ſie raſch 
zum Budget eilen möchten, um dann nach Hauſe geſchickt wer⸗ 
den zu können, damit die 1848 analogen Verhältniſſe nicht noch 
länger fortdauerten. (Dieſe Vorleſung iſt von fortwährender 


den wohl keine andere Empfindung rege gemacht haben, als 
Heiterkeit; indeſſen man möge bedenken, daß zwar die Schulz 
ſche Buchdruckerei in Königsberg für das Blatt als verantwort⸗ 
lich gelte, aber Konſiſtorialrath Weiß der eigentliche Redakteur 
jel. Derſelbe redigire auch das „Evangellſche Kirchenblatt“. 
Durch Verfügung der Königsberger Regierung aus den Jah⸗ 
ren 1850 und 1852 ſeien die Kirchenſchulkaſſen angewieſen, deide 
Blätter zu halten, desgleichen wäre das Kirchenblatt den Geiſt⸗ 
lichen zum Halten empfohlen. Was ſoll es nun im Lande für 
einen Eindruck machen, wenn ſolche Blätter, welche das Mini⸗ 
ſterium in ſchnödeſter Weiſe angreifen und die Sachlage entſtel⸗ 
len, von dem Chef der Provinzialregierung unterſtützt werden. 
Der Chef der dortigen Provinzialverwaltung fei jener Herr Eich⸗ 
mann, welcher die famoſe Erklärung an die vier Pfarrer erlaſ⸗ 
ſen habe; hoffentlich werde der Miniſter des Kultus Gelegen⸗ 
heit nehmen, zu erklären, was in der betreffenden Angelegen⸗ 
heit weiter veranlaßt worden. Es ſei überbaupt endlich an der 
Zeit, die Liſte der höheren Provinzialbeamten vorzunehmen, 
und einer gründlichen Reviſion zu unterwerfen. (Bravo rechts.) 


Der Kultusminiſter: Schon früher habe ich ausge⸗ 
ſprochen, daß ich das Verfahren des Oberpräſidenten gegen die 
vier Pfarrer für unangemeſſen halte; nach dem Ausfalle der 
von mir angeordneten Unterſuchung habe ich auch meine Miß⸗ 
billigung gegen die Behörde ſelbſt ausgeſprochen (Bravo!). 
Das erwähnte Kirchenblatt iſt mir feinem Inhalte nach nicht 
bekannt. Was das andere Blatt betrifft, ſo habe ich, ſobald 
ich von deſſen Haltung Kenntniß erhielt, darüber Bericht gefor⸗ 
dert. Der Bericht iſt eingegangen und dahin ausgefallen, daß 
der Oberpräſident, als ihm bekannt geworden, daß das Blatt 
politiſche Fragen in regierungsfeindlichem Sinne beſpreche, die 
Unterſtützung deſſelben ſofort aufgehoben hat. 


Abg. v. Blanckenburg: Er überlaſſe es dem Abgeord⸗ 
neten v. Vincke, die Verdächtigungen, die er gegen höhere Beamte 
ausgeſprochen, ſelbſt zu verantworten. Die ſämmtlichen Bemer⸗ 
kungen des Abgeordneten gehörten nicht zur Sache, da es ſich 
hier nicht um die Jonds handle, aus welchen die Preſſe unter⸗ 
ſtützt werde. Der Fonds ſei jetzt getheilt und der für die Preſſe 
mit dem Etat des Staatsminiſteriums bereits bewilligt, ohne 
ein beſonderes Vertrauen oder Mißtrauen dabei auszudrücken; 
er halte den Fonds für unentbehrlich und werde ihn jeder Re⸗ 
gierung bewilligen, von der er annehme, daß ſie regieren könne 
und regieren müſſe. 


Abg. v. Vincke (Hagen): Ueber die Bemerkungen hin⸗ 
ſichtlich der höheren Beamten babe wohl niemand anders als 
der Präſident zu entſcheiden. Ob die Summe zur Unterfiügun,; 
der Preſſe verwendet wird oder nicht, das ergebe der Kommiſſions⸗ 
Bericht nicht. Sollten feine Bemerkungen nicht zur Sache ge- 
hören, fo ſeien fie doch ſehr am Orte geweſen. Niemand habe 
welches ihm die Kommiſſion geſchenkt. Der früheren Staats- übrigens dem Miniſterium ein größeres Vertrauen bewieſen 
verwaltung ſeien aber Thatſachen zur Laſt gelegt, welche er als der Vorredner, denn er habe ausgeſprochen, daß es ein 
zwar nicht wegleugnen wolle, namentlich nicht, daß von dem Miniſterium ſei, welches regieren könne und regieren müſſe (Hei⸗ 
Geſetze, welches der Staatsregierung erlaube, königliche Polizei- terkeit); er aceeptire dieſe Erklärung beſtens. 


der betreffenden Petitionen find von prinzipieller Wichtigkeit; ſie 
gehen auf Reformen der Städte ⸗ und Kreisordnung. Die 
Reſultate ſind kurz folgende: Eine Petition von zehn Mitglie⸗ 
dern der Deutſch⸗Croner Kreisſtände um Reform der kreisſtän⸗ 
diſchen Verfaſſung im Wege der Geſetzgebung, beantragt die 
Kommiſſion, dem Miniſterlum „zur Berückſichtigung zu über⸗ 
weiſen, ſo weit ſie im Allgemeinen ein angemeſſeneres Vertre⸗ 
tungsverhältniß der Kreiskorporatlonen auf den Kreistagen 
beantragt.“ Der Vertreter des Miniſters des Innern hat da⸗ 
bei erklärt, „daß die Regierung ihrerſeits die Nothwendigkeit 
einer Reviſion der Kreisordnungen anerkenne und im Hinblick 
auf das Bedürfniß einer anderweiten geſetzlichen Regelung der 
Vertretungsverhältniſſe dieſem Gegenſtande ihre ernſte Erwä- 
gung zuwende, daß indeß eine nähere Anſicht darüber noch nicht 
gefaßt ſei, demnach auch eine Erklärung über die Art und Rich⸗ 
tung einer anberweiten Regelung wie über etwaige dieſerhalb 
hervortretende Vorſchläge nicht abgegeben werden könne.“ — 
Eine Petition von einigen achtzig Schulzen und Dorfälteſten 
aus 53 ländlichen Gemeinden des Domänen⸗Amts Rügenwalde 
um „Herbeiführung einer angemeſſeneren Vertretung ihrer Ge⸗ 
meinden und des dritten Standes überhaupt auf den Kreistagen“ 
beantragt die Kommiſſion, der Regierung „zur Berückſichtigung“ 
zu überweiſen, inſofern dieſelbe die baldige Fortbildung und 
anderweite Regelung der Kreis- und Provinzialverfaſſung be⸗ 
trifft. — Die Petitionen des Magiſtrats und der Stadtverord⸗ 
neten zu Drieſen und der Abgeordneten des Elbing⸗Martenburg⸗ 
Stargarder Wahlkreiſes um Reviſion der Städte⸗Ordnung von 
1853, Erweiterung der Selbſtregierung der Städte u. dgl. will 
die Kommiſſion (nach ſehr ausführlicher Erörterung) dem Mi⸗ 
niſterum „in der Erwägung überweiſen, daß zur Förderung 
einer freieren Betheiligung der Bürgerſchaft an der Stadtver⸗ 
waltung, die StädteOrdnung vom 30. Mai 1853 einer Revi⸗ 
ſion werde unterworfen und zur Forderung möglichſt ausgedehn⸗ 
ter Selbſtverwaltung der Städte dle Frage einer legislativen 
Prilfung werde unterzogen werden, welche in jener Städteord⸗ 
nung enthaltenen Beſchränkungen der Selbſtverwaltung der 
Städte ohne Verletzung der allgemeinen Staatsintereſſen aufge⸗ 
hoben werden können.“ 

Berlin, 26. März. (27. Sitzung des Abgeord⸗ 
netenbauſes). Beginn der Sitzung 10% Uhr. Vorſitzender: 
Präſident Graf Schwerin. — Am Minlſtertiſche; Flottwell, v. 
Auerswald, b. Bonin, Simons, von Patow, Graf Pückler, von 
Bethmann⸗Hollweg, mehrere Regierunge⸗Kommiſſarien. — Die 
Trlbünen, auch die für die Mitglieder des Herrenhauſes, ſind 
dicht beſetzt. — Der Präſident theilt den Eintritt des in Kott⸗ 
bus e Oberſtaats⸗Anwalts Hartmann in das 

aus mit. 0 
x Es folgt die Beratung über den Bericht der Budget⸗Kom⸗ 
miſſion, betreffend den Etat von den verſchledenen Einnahmen 
bei der Allgemeinen Kaſſenverwaltung. Die Kommiſſion bean⸗ 
tragt: „bie Aufnahme der Summe don 1,300,000 Thlr., als 
eines Theils der aus den Jahren 18561857 disponibel ge⸗ 
rliebenen Ueberſchüſſe, in den auf Grund des Allerh. Erlaſſes 


Heiterkeit begleitet.) Dieſe Artikel, fahrt der Redner fort, wür⸗ 


Der Kommiſſions⸗ Antrag — Erwartung künftiger Ver⸗ 
minderung dieſes Fonds für die höhere Polizei — wird darauf 
angenommen. a 

Bei den Ausgaben für die Polizel „Verwaltung hat die 
Kommiſſion beantragt: „die vertrauensvolle Erwartung auszu⸗ 
ſprechen, daß die Regierung auf dem bereits betretenen Wege, 
die königl. Polizei⸗Verwaltungen in den Städten zu vermindern, 
fortſchreiten werde, um dadurch nicht nur zu einer Entbürdung 


der Staatskaſſe die Hand zu bieten, ſondern auch den Grund⸗ 
fat der Selbſtverwaltung der Gemeinde. Angelegenheiten zu all? 
Abg. v. Wedell (Nord⸗ 


gemeinerer Geltung zu bringen.“ — 
hauſen) verwahrt ſich gegen die Motive der Kommiſſion, beſon⸗ 


ders hinſichtlich des Geſetzes vom 11. März 1850. — Der 


Antrag der Kommiſſion wird angenommen. 

Bei dem folgenden Antrag der Kommiſſion: „daß die zur 
Gehalts⸗Erhöhung für Polizeibeamte in der Provinz beſtimmte 
Summe von 14,931 Thlr. mit der Maßgabe zu bewilligen, daß 
die daraus zu entnehmenden Zulagen vorläufig, und bis zur 
Entſcheidung darüber, welche Polizei⸗Verwaltungen beſtehen blei 
ben und welche eingehen ſollen, den betreffenden Polizeibeamten 
nur als perſönliche Zulagen zu bewilligen ſind“, will Abg. von 
Wedell (Nordhauſen) die Summe ohne die Klauſel der Kom⸗ 
miſſion bewilligen, weil er es für eine Härte erachtet, denjenigen 
Beamten, die ihres Alters wegen eine perſönliche Zulage er⸗ 
halten, dieſelbe bei einer etwaigen Verſetzung wieder zu entzie⸗ 
hen; dieſe Beamten würden dadurch in der Anciennetät zurück⸗ 
gejegt. Abg. Oſterrath: Der Kommiſſions + Antrag drückt 
etwas anderes aus, da eine perſönliche Zulage den Beamten 
lebenslänglich verbleibe und nur bei der Penfion nicht mitge⸗ 
rechnet werde. — Der Kommiſſions⸗Antrag wird angenommen. 


Der nächſte Antrag der Kommiſſion geht dahin, „den für 
Ausbringung der Gehälter von 8 neuen Sergeanten⸗Stellen in 
Königsberg a 275 Thlr. mit 2200 Thlr. angeſetzten Betrag 
abzuſetzen.“ 

Der Miniſter des Innern — ſoweit derſelbe zu ver⸗ 
ſtehen — hebt hervor, daß die Provinzialbehörden ſich einſtim⸗ 
mig für Vermehrung der Sergeanten ausgeſprochen hätten. Der 
Berichterſtatter bedauert, den Kommiſſionsantrag aufrecht erhal⸗ 
ten zu müſſen. Das Perſonal der Exelutiv⸗Polizei in Königs⸗ 
berg ſei zahlreicher als das in Breslau. Es ſei auch zu er⸗ 
wägen, daß die Polizei bisher ſehr gut in Königsberg ausge⸗ 
kommen, die bekannte Brochüre beweiſe das zur Genüge. — Bei 
der Abſtimmung wird der Kommiſſionsantrag mit einer gerin⸗ 
gen Majorität angenommen. (Dafür die Fraktion v. Vincke, 
ein Theil der Katholiken und die Polen.) 


Zu dem Etat für die Polizei⸗Verwaltung in Berlin be⸗ 
antragt die Kommiſſion folgende Reſolutionen: „Die Regierung 
aufzufordern, daß ſie im Anſchluß an die von der Landesver⸗ 
tretung wiederholt kundgegebene, auf die möglichſte Erſparung 
der Koften der Berliner Polizei⸗Verwaltung gerichtete Tendenz 
die geſammte Geſchäftsorganiſation des königl. Polizei⸗Präſi⸗ 
diums unter dieſem Geſichtspunkt einer ſorgfältigen Prüfung 
unterwerfe und bis zur Vorlage des nächſten Staatshaushalts⸗ 
Etats diejenigen Ausgabe⸗Ermäßigungen herbeiführe, welche ſich 
als thunlich herausſtellen werden.“ 

Abgeordneter Kaiſer führt aus, daß im Hinblick auf die 
Polizei⸗Verwaltung in Paris und London die Ausgaben für die 
Polizei in Berlin keineswegs zu groß ſeien; doch bittet er, nicht 
etwa zu glauben, daß er ein Freund polizeilicher Beſchränkun⸗ 
gen wäre. Seine ganze Vergangenheit ſpreche dagegen. Die 
Zahl der exekutiven Polizeibeamten ſei keine übermäßige, wenn 
man den ungeheuren Fremdenverkehr (in einem Jahre ſeien 
hier über 190,000 Fremde angelangt), die noch immer nöthige 
Kontrolle auf den Bahnhöfen, die Beaufſichtigung des Straßen⸗ 
verkehrs, der Vereine, Diſſidenten u. ſ. w. in Erwägung ziehe. 

Abg. Behrend (Danzig): Ich bin überzeugt, daß die 
Ausdehnung, welche die Berliner Polizei unter der früheren 
Verwaltung gewonnen hatte, von der jetzigen Regierung nicht 
gewünſcht wird, und ich will mit wenigen Worten Einzelnes, 
was die Polizei früher in Anſpruch nahm, hervorheben, lediglich 
in der Rückſicht auf eine Verminderung der Koſten für die Por 
lizei. Bei politiſchen Prozeſſen war die hieſige Polizei ſtets be⸗ 
müht, der Preſſe diejenigen Anſchauungen zu ſuppeditiren, welche 
die damalige Regierung theilte. Ich erinnere nur an den La⸗ 
denborfjfhen Prozeß, in welchem der Zeuge Henze eine Rolle 
ſpielte. Die Polizei hat damals auf die Preſſe in der umfaſ⸗ 
ſendſten Weiſe einzuwirken geſucht, und man kann ſich denken, 
daß das viele Kräfte in Anſpruch nahm. Auch während des 
orientaliſchen Krieges hat die Polizei der Preſſe ganz beſtimmt 
formulirte Anſchauungen oktroyirt und diejenigen Blätter ver⸗ 
warnt, welche nicht in ihrem Sinne ſchrieben. Zahlreiche Kon⸗ 
fiskationen fanden ſtatt, denen keine Anklage folgte, und ich ver⸗ 
weise beiſpielshalber auf dasjenige Blatt, deſſen politiſche An⸗ 
ſchauungen ich nicht theile (Neue Preuß. Zeitung ?). Unter den 
Beamten der jetzigen Regierung befindet ſich ein Name (Herr 
v. Jasmund), der früher ein vorzugsweiſe mit Konfiskationen 
heimgeſuchtes Blatt redigirte, und die Staatsregierung würde, 
wenn fie bier Erkundigungen einzöge, ganz eklatante Vorfälle 
von dem höchſten Intereſſe erfahren. Gegen das Geſetz haben 
Ausweiſungen ftattgefunden, von denen ich glaube, daß ſie die 
Polizei ſehr in Anſpruch genommen haben. Noch im vorigen 
Herbſt iſt einem hieſigen Privatgelehrten die Erlaubniß in Ber⸗ 
lin zu bleiben nur unter der Bedingung ertheilt, daß er ſich an 
den Wahlen nicht betheiligen werde. Ich mache ſodann auf 
das ſogenannte Druckſchriften⸗Büreau aufmerkſam, deſſen Or⸗ 
ganifation eine viel zu weitſchweifige und komplizirte iſt. Wenn 
man bedenkt, mit welch geringem Effekt dieſes Büreau fungirt 
— in welchem Nachts zwiſchen 3 und 4 Uhr die Beamten aus 
dem natürlichen Schlaf geweckt werden, um in Eile einen Leit⸗ 
artikel zu leſen —, ſo wird man den großen Apparat ſicher für 
unnütz halten. Ich erinnere zum Schluß noch an das in Ber⸗ 
lin vielbeſprochene Muſikkorps der Schutzmannſchaft. Ich will 
gar nicht behaupten, daß dieſes Korps aus der Staatskaſſe be⸗ 
zahlt wird, aber es geht das Gerücht, daß die Muſtker, welche 
den Begräbniſſen der Schutzmänner vorangehen, einen Theil 


— — nahen are 
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der 1100 Schutzmänner ausmachen. Daß aber eine ſolche 
Beſchäftigung der Schutzmänner mindeſtens überflüſſig iſt, 
werden Sie mir zugeben. Ich meinerſeits weiß nicht, 
wie es mit der Befugniß, „Ruhe und Ordnung“ aufrecht zu 
erhalten, in Uebereinſtimmung iſt, daß dieſe Leute bei der 
Beerdigung eines Schutzmannes einen Trauermarſch von Beet⸗ 
hoven ſpielen, der die Ueberſchrift trägt „Auf den Tod eines 
Helden“ (Heiterkeit.) — Der Redner wendet ſich dann 


gegen die einzelnen Behauptungen des: Abgeordneten Kal⸗ 


ſer. „Für eine Vergleichung mit Paris bedanlen wir uns, 
und ich wünſche nicht, daß unſere Polizei auch nur annähernd 
der Pariſer gleichkomme! Ich halte einen ſolchen Vergleich 
mindeſtens für unpaſſend. Der Vorredner betonte, daß zur 
Bevölkerung von Berlin noch di jenige von Charlottenburg ꝛc. 
hinzutomme. Ja, es iſt richtig, daß die Zahl der Bevölkerung 
alsdann um 44000 größer angenommen werden muß, und es 
kommt dann Ein Polizeibeamter anſtatt auf 397 auf 440 Köpfe 
der Bevölkerung. Dieſer Unterſchied iſt aber kein ſo erheblicher, 
wenn man erwägt, daß in den Provinzialſtädten ein Beamter 
der Exekut vpolizei erſt auf 1800 oder 2000 Einwohner kommt. 
Herr Kaiſer hat ſodann von der nöthigen Beaufſichtigung der 
Diſſidenten, die ſich in „Tanzlokalen“ verſammeln, geſprochen. 
Ich weiß nicht, ob die Diſſidenten genöthigt ſind, Tanzlokale zu 
ihren gottesdienſtlichen Erbauungen zu wählen; find fie aber 
dazu genöthigt, fo muß ich der Inſinuat on des Vorredners, 
als ob fie daſelbſt nicht ihre Andacht ütten, entgegentreten. Der 
Vorredner hat erwähnt, daß die Polizei täglich 80 bis 100 
Siſtirungen vornehmen müſſe; dies iſt richtig, aber auch ein 
ſchlimmer Punkt in der hieſigen Polizeiverwaltung. In gar 
zu vielen Fällen wurden Perſonen ſiſtirt, um, nachdem ſie die 
Nacht auf der Polizei zugebracht, am andern Morgen entlaſſen 
zu werden. Man hat vor einigen Jahren an einem Tage 80 
bis 100 Leute ſiſtirt, die etwas auffallende graue Hüte im 
Frühling trugen; man hat ſie in Gewahrſam gehalten und dann 
natürlich entlaſſen müſſen. Ich habe das Vertrauen zu dem 
jetzigen Miniſter des Innern, daß er nach dieſer Seite hin 
ſeine Aufmerkſamkeit dem Gegenſtande zuwenden werde, und ich 
bitte Sie, den Antrag der Kommiſſion anzunehmen. 


Abg. Lette: Der Abg. Kaifer hat zur Vertheidigung der 
Polizei auch auf die nöthige Beanffichtigung der Diſſidenten hin⸗ 
gewieſen. Wenn man die Diſſidenten überwacht, wenn man 
ihnen den Verkauf von Kleinigkeiten zum Beſten einer Weih⸗ 
nachtsbeſcheerung für die armen Kinder der Gemeinde verbletet, 
wenn man den Verkauf von geiſtlichen Liedern am Eingang zu 
den gottes dienſtlichen Lokalen unterſagt, wenn man die Diſſi⸗ 
denten⸗Geiſtlichen, obwohl es ehrenwerthe, redliche Männer ſind, 
in der Weiſe überwacht, daß man ſie von der Eiſenbahn mit 
Schutzmännern abholt und in gleicher Weiſe wieder zurückſchickt, 
— welche Maſſe von Polizei⸗Beamten wird man da nicht ge⸗ 


brauchen? Wenn man wiſſenſchaftliche Notabilitäten, deren 


Freundſchaſt zu befigen, wir — meine politiſchen Freunde und 
ich — uns zur Ehre rechnen, zur Polizei ſiſtirt und wieder 
ſiſtirt und Stunden lang unter abſcheulſchem Geſindel ftehen 
läßt, welche Menge von Kräften wird man da nicht zur Hand 
haben müſſen ?! Ich halte die Polizei für ſehr nöthig, aber ich 
verlange, daß ſie Achtung vor denjenigen Freiheiten habe, welche 
die Verfaſſung garantirt und Gott ſei Dank! die jetzige Ver⸗ 
waltung anerkennt. Von dem Eingreifen der Polizei noch ein 
Beiſpiel. Im Jahre 1849 oder 1850 bildete ſich hier ein Ge⸗ 
ſundheitspflege⸗Verein, der gegen einen geringen wöchentlichen 
Beitrag einer Menge armer Familien die Wohltat einer geſicher⸗ 
ten ärztlichen Pflege gewährte. Die Polizei, die hinter Aſſociationen 
immer politiſche Verbindungen u. dgl. wittert, löſte den Verein 
auf und unternahm es dann, mit eigenen Kräften eine Art von 
königl. preuß. Geſundheitspflege-Verein zu ſtiften. Es wurde 
nichts daraus. Das frühere Polizei⸗Präſidium verkannte feinen 
Standpunkt und miſchte ſich in allzu viele Dinge; dadurch wurde 
natürlich eine große Menge von Kräften nothwendig. Die Polizei 
hat förmliche Konduitenliſten angelegt, in welchen die allerge⸗ 
naueſten Details über jeden Menſchen eingetragen wurden. Da 
wurde verzeichnet, wer gewählt und ſich der Wahl enthalten 
habe, wie man gewählt habe u. ſ. w., kurz es fand eine Art 
Prüfung „bis in die Nieren“ ſtatt (Heiterkeit), und es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß dadurch eine unendliche Schreiberei erforderlich 
wurde. Ich bin überzeugt, daß, wenn Ste heute 1000 neue 
Polizeibeamte anſtellten, dann der Abg. Kaiſer ſofort neue Ge⸗ 
ſchäfte für dieſelben in Bereitſchaft haben würde. 

Reg.⸗Kommiſſarius Geh. Rath Wentzel: Die Staats⸗ 
Regieung wird ſich der Aufgabe nicht entziehen, die Frage zu 
erörtern, ob eine Verminderung der Polizeikräfte eintreten kann. 
Die Ueberzeugung, ob eine ſolche Verminderung nothwendig 
ſei, hat fie ſich bei der Kürze ihre Amtsdauer noch nicht ver⸗ 
ſchaffen können; eine beſtimmte Zuſage oder Zuſicherung kann 
die Regierung nicht geben. 

Der Antrag der Kommiſſion (auf ſorgfältige Prüfung der 
geſammten geſchäftlichen Organiſation des hieſigen Polizei Prä⸗ 
ſidiums zum Behuf möglichſter Erſparungen von Koſten und 
Herbeiführung der ſich als thunlich herausſtellenden Ausgabe⸗ 
ermäßigungen bis zur Vorlage des nächſten Budgets) wird mit 
großer Meajorität angenommen; ebenſo der fernere Antrag, die 
Regierung aufzufordern, bei Vorlage des nächſten Etats die 
etwaigen Emolumente und Nebeneinnahmen, welche Beamte des 
Königl. Polizei⸗Präſidiums aus königlichen oder aus Kaſſen von 
Geſellſchaften und Korporationen beziehen, erſichtlich zu machen.“ 

(Schluß folgt.) 

Frankfurt a. M., 26. März. Die heutige „Poſtzei 
tung“ meldet aus Stuttgart, daß Prinz Friedrich von Würtem⸗ 
berg zum Kommandirenden des achten Bundes- Armee-Korps er⸗ 
nannt worden ſei. 

München, 26. März. Der Landtagsabſchied, mit wel- 
chem heute die Sitzungen der Kammern geſchloſſen wurden, ge⸗ 
nehmigt alle vorgelegten Geſetz Entwürfe, verheißt Berückſichti⸗ 
gung aller ausgeſprochenen Wünſche und erklärt, daß die Bitte 
um Wahrung der Preßfreiheit dem Staatsrathe zugewieſen ſei. 
Es wird in dem Landtagsabſchiede ferner ausgeſprochen, daß 


der König mit Schmerz auf die Landtags Verhandlungen, die 
ſo ſehr alles Maaß überſchritten hätten, blicke, und ſchließlich 
des Königs Huld und Gnade verſichert. 


Frankreich. 

Paris, 24. März. DE NL: een ſoll nicht „Be⸗ 
dingungen“, ſondern „Vorbehalte“ ſeiner Zuſtimmung beigefügt 
haben. Letztere, ſo viel ich darüber in Erfahrung gebracht 
habe, beziehen ſich auf Einſtellung der außerordentlichen ſardi⸗ 
niſchen Rüſtungen, Ausſchluß derſelben Macht als ſtimmenden 
Mitglieds aus dem bevorſtehenden Kongreſſe, baldigen Zuſam⸗ 
mentritt des letzteren und Anerkennung der öſterreichiſchen Rechte 
auf das lombandiſch⸗venetianiſche Königreich. Die telegraphiſche 
Weiſung an den Grafen Cavour, ſich hier einzufinden, iſt ſchon 


am 22. Abends nach Turin abgegangen, woraus ſich die ſchleu⸗ 


nige Abreiſe des ſardiniſchen Premiers erklärt. 


en Stettiner Seu Alert un 6 
ettin, 28. rz. Heute Morgen um 8 Uhr wurde die 

biefige Garniſon allarmirt und rückte zu einem { 
weldes u dee 12 1 Baur. e rer a“ 
eute Morgen ſtürzte der bei dem Keppler'ſchen Baue in der 
Wollweberſtraße beſchäftigte Maurerpolier W. aus dem 
werk herab und brach n Schienbein. 8 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Berlin, 28. März. Wie es — der Kongreß 

bereits nächſten Montag zuſammentreten. Zum Kongreß⸗Orte 
iſt Mannheim gewählt worden. 
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Stettin, 28 an 3 

ettin, 28. r. tterung: w N . 

RN Et Bi Sa 5 5 g: warme milde Luft. Tempera 
eizen wenig verändert, loco geringe 53 

1 abgelaufene Auel 83.85 pfd. 98 900 111 855 9 a 

Jul 83.8 5pfo. 60 Rt. bez., pr. Juni 83.85pfd. 63 Rt. bez., pr. Jen 


Roggen ſehr flau, loco pr. 77pfd. 404, Rt. be 1 Ladung ger. 
ez. u. Gd., pr. 
Mai⸗Juni 41, 40%, 40 Rt. bez. u. Gd., . 414, 4, 4110 


Die telegraphiſchen Depeſchen melden: N 
Berlin, 28. März, Mittags 2 Uhr. Staatsſchuldſcheine 83%, bez 
rämien-Anleihe 3½ pkt. 115 bez. Berlin-⸗Stettiner 104% bez 
8 e 135% bez. Diskont o- 
e ? 2 1 b 
Sm rer 110 „ Br. Franzöſ.-Deſterr. St.⸗E.-A. 145 % bez 
oggen pr. rz 40% be d., pr. 40%¾, % bez., 

i e any mr i e . en 
oco 1 Br., pr. 13% * . pr. “ 
Mai 3 je . 75 r en d 12 13 9 * pe 

ritu oco 12 bez., pr. r 9, 19! 

April⸗Mat 194, 7% bes, br. Ai. Jun 1 Br, % C, er, vr. 


Stettin, den 27. März 1859. 
geford. | bezahlt Geld 


Derlß e , , ee . kurz 100 = 
„ Eure . 2 Mt.] 99¼ — * 
Fed re nn rin 825 kur“ — 1518 154% 
. 2 Mt. 151½ | 151% — 
F 7 a 2 nn, ug) — er 142% 
PR. TEReT Ben. Mm — | - us 
Lon denn kurz — — 162% 
jene? - mus: eee eee 3 Mt.] 6 191/4 | 6 19%, ar 
Narise , kurz — — = 
a eee 3 — 2 
Bordeuuunr .. a. det In 
Pr ARBEITET. TR 2098 — — — det 
ben. urz — — 1091 
"” das een ra anne 3 Mt. 77 5 anti 
St. Peters bung Wch.“ — En — 
Den Ba EN 1 Bl a A kurz — — — 
. — e Staats⸗Anleihe 4% / — = ar 
taats-Anlei e 5 0% — pr — 
" 7 N 0 — — — 
Staats-Schuldſcheine 3 00 — — — 
5 Prämien-⸗ Anleihe 3½ % — — . 
ommerſche Pfandbriefe 4 % — —. 22 
PR entenbriefe . - 4 % — — — 
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